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Bettvorleger Syriza
Seit Sonntag funktioniert die griechische Politik wieder gemäß dem üblichen europäischen
Parteienmodus: Es gibt zwei Hauptparteien – eine konservative und eine
sozialdemokratische. Beide teilen die Grundüberzeugung, dass es zur kapitalistischen
Wirtschaftsordnung, und hier aktuell zu ihrer neoliberalen Ausrichtung, keine Alternative
gibt. Betont die eine Richtung die Bedeutung des ungehinderten Wettbewerbs etwas
stärker, will die andere ein wenig mehr gesellschaftliche Gerechtigkeit durchsetzen. Beide
Richtungen sind sich einig in ihrer Huldigung der EU und in der Unterordnung unter die
Vormachtstellung der USA, vermittelt über die NATO. Konservative und Sozialdemokraten
sind daher vom Prinzip her austauschbar. Haben die einen einmal als Regierungspartei
abgewirtschaftet, stehen bereits die anderen als Ersatz bereit. Können die beiden
Hauptparteien ihre Plätze nicht allein ausfüllen, etwa weil das Verhältniswahlrecht auch
kleine Parteien berücksichtigt, so werden sie zu Lagern erweitert. Etwa in Deutschland, wo
die CDU/CSU traditionell auf die FDP und die SPD auf die Grünen und neuerdings immer
häufiger auch auf die Linkspartei zur Herstellung ihrer Regierungsfähigkeit angewiesen ist.

Dieser Mechanismus der zwei Lager funktioniert in fast allen europäischen Ländern seit
Ende der fünfziger Jahre. Nach 1990 wurde er nach Osteuropa exportiert. Er ist
entscheidend für die Aufrechterhaltung bürgerlicher Herrschaft. Die Umwandlung der
sozialdemokratischen Parteien von »Arbeiterparteien über Volksparteien zu
Allerweltsparteien« (so der Verfassungsrechtler Otto Kirchheimer) war ein langwieriger
Prozess, gezeichnet von Rückschlägen und Abspaltungen, und nur in einem Klima des
Antikommunismus möglich. Allein in der SPD dauerte er Jahrzehnte. Im Vergleich dazu
wandelte sich Syriza von einer linkssozialistischen in eine die abgewirtschaftete Pasok
ersetzende neue Sozialdemokratie im Zeitraffertempo. Nur ein gutes halbes Jahr war dafür
nötig.

Linke Ausbruchsversuche aus diesem Schema hat es immer wieder gegeben. Der wichtigste
fand in Frankreich unter der Präsidentschaft von François Mitterrand 1981 mit dem
»Programme commun« gemeinsam mit den Kommunisten statt. Auch der Aufbruch von
Syriza vom Januar 2015 kann dazu gezählt werden. Beide scheiterten an der völligen
Fehleinschätzung der die bürgerliche Herrschaft sichernden EU, die eine eigenständige
antikapitalistische Politik regelmäßig ins Leere laufen lässt. Erst der Bruch mit der EU
ermöglicht einen solchen Ausbruchsversuch. Aus dem Scheitern von Syriza als
antineoliberaler Kraft sollten Podemos in Spanien und Labour in Großbritannien jetzt ihre
Lehren ziehen, sonst enden Pablo Iglesias Turrión und Jeremy Corbyn ganz schnell so wie



Alexis Tsipras: als Löwe gestartet, als Bettvorleger geendet.

 


